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Thüringer Landtag
8. Wahlperiode

gemäß § 60 Abs. 2 des Thüringer Landeswahlgesetzes 
auf Zurückweisung des Einspruchs

Berichterstattung: Herr Abgeordneter Dr. Weißkopf

Beschlussempfehlung:

In der Wahlanfechtungssache des

Herrn Dr. D. K. G., wohnhaft in 48268 Greven

- Az: 1215-1/2024-1/24-2 - 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Thüringer Landtag am 1. Septem-
ber 2024 beschließt der Landtag:

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand:

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 9. September 2024 Ein-
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 8. Thüringer Landtag am 
1. September 2024 eingelegt. In der Absenderadresse hat der Ein-
spruchsführer als Wohnort „48268 Greven“ angegeben.
Zur Begründung trägt der Einspruchsführer vor, der Wahlvorgang in 
Thüringen sei „unvollständig“ gewesen und genüge nicht den „Denk-
gesetzen“.

Mit Schreiben der Landtagsverwaltung vom 2. Dezember 2024 wurde der 
Einspruchsführer im Auftrag des Wahlprüfungsausschusses darüber in-
formiert, dass ein Wahleinspruch nach § 53 des Thüringer Landeswahl-
gesetzes (ThürLWG) nur dann zulässig ist, wenn der Einspruchsführer 
zur Wahl des Thüringer Landtags berechtigt gewesen ist. Da er aus-
weislich der in seinem Einspruch genannten Anschrift seinen Wohnsitz 
in der Stadt Greven im Land Nordrhein-Westfalen und nicht in Thürin-
gen habe, sei davon auszugehen, dass der Einspruchsführer in Erman-
gelung eines Wohnsitzes im Wahlgebiet (Land Thüringen) nicht wahlbe-
rechtigt und damit auch nicht einspruchsberechtigt sei.
Zur Darlegung von Umständen, die zur Annahme einer Wahl- und Ein-
spruchsberechtigung in Thüringen und eines der Bestimmung des § 53 
ThürLWG entsprechenden Einspruchs führen könnten, wurde dem Ein-
spruchsführer vom Vorsitzenden des Wahlprüfungsausschusses eine 
Frist bis zum 6. Januar 2025 gesetzt. 

Eine Reaktion des Einspruchsführers ist nicht erfolgt.

A n t r a g

des Wahlprüfungsausschusses 
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Entscheidungsgründe:

Der Wahleinspruch, über den der Wahlprüfungsausschuss ohne münd-
liche Verhandlung entscheidet, ist unzulässig. 

Der Wahlprüfungsausschuss hat durch einstimmigen Beschluss von einer 
mündlichen Verhandlung abgesehen. In entsprechender Anwendung des 
§ 57 Abs. 1 Satz 2 ThürLWG kann der Wahlprüfungsausschuss vor seiner 
Beschlussfassung von einer mündlichen Verhandlung insbesondere ab-
sehen, wenn der Einspruch offensichtlich unzulässig ist. So liegt es hier.

Gemäß § 53 Abs. 1 ThürLWG kann ein Einspruch von jedem Wahlbe-
rechtigten, jeder Gruppe von Wahlberechtigten, jeder an der Wahl be-
teiligten Partei und in amtlicher Eigenschaft vom Landeswahlleiter und 
vom Präsidenten des Landtags eingelegt werden. 

Der Einspruchsführer zählt nicht zu dem vorstehend genannten Per-
sonenkreis. Er war nicht Wahlberechtigter zur Wahl zum 8. Thüringer 
Landtag. Wahlberechtigt sind gemäß § 13 ThürLWG Deutsche, die am 
Tage der Landtagswahl seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet, 
nämlich dem Gebiet des Landes Thüringen, ihren Wohnsitz haben oder 
sich dort gewöhnlich aufhalten. Der Einspruchsführer erfüllt diese Vor-
aussetzung nicht. 

Er hat in seinem Wahleinspruch als Absenderadresse „48268 Greven“ 
(mit Straße und Hausnummer) angegeben. Der Einspruchsführer hat 
demnach seinen Wohnsitz im Land Nordrhein-Westfalen. Es sind des 
Weiteren keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass der Einspruchsfüh-
rer am Tage der Landtagswahl seit mindestens drei Monaten im Gebiet 
des Landes Thüringen seinen Wohnsitz hatte oder sich dort gewöhn-
lich aufgehalten hat.
Auch nach dem ausdrücklichen Hinweis auf das Erfordernis eines Wohn-
sitzes in Thüringen als Voraussetzung für die Wahl- und Einspruchsbe-
rechtigung durch den Thüringer Landtag hat der Einspruchsführer dar-
auf nicht reagiert und Angaben gemacht, aus denen sich eine Wahl- und 
Einspruchsberechtigung in Thüringen ergeben könnte.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen den Beschluss des Thüringer Landtags kann gemäß Artikel 80 
Abs. 1 Nr. 8 der Verfassung des Freistaats Thüringen in Verbindung mit 
§ 64 des Thüringer Landeswahlgesetzes, § 11 Nr. 8, § 48 des Thürin-
ger Verfassungsgerichtshofsgesetzes Rechtsmittel beim Thüringer Ver-
fassungsgerichtshof eingelegt werden (Beschwerde). Die Beschwerde 
kann der Abgeordnete, dessen Mitgliedschaft bestritten ist, ein Wahlbe-
rechtigter, dessen Einspruch vom Landtag verworfen worden ist, wenn 
ihm mindestens 100 Wahlberechtigte beitreten, eine Fraktion oder eine 
Minderheit des Landtags, die wenigstens ein Zehntel der gesetzlichen 
Mitgliederzahl umfasst, binnen einer Frist von zwei Monaten seit der Be-
schlussfassung des Landtags beim Verfassungsgerichtshof erheben.

Die Wahlberechtigten, die einem Wahlberechtigten als Beschwerdeführer 
beitreten, müssen diese Erklärung persönlich und handschriftlich unter-
zeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname, Tag der 
Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners anzugeben.

Jankowski 
Vorsitzender
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